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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesinger 


Idi beehre midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 173. Sit- 
zung am 8. März 1957 besdilossen hat, hinsiditlidi des vom Deut- 
sdien Bundestag am 21. Februar 1957 verabschiedeten 

Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Personenstandsgesetzes 
- Drucksachen 2987, 848, zu 848 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsaussdiuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Berlin, den 8. März 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 22. Februar 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 


1. Zu Artikel I Nr. 51 bis 56 und Artikel IV 

Artikel I Nr. 51 bis 56 (§§ 52, 53, 54, 56, 
57, 58, 59) und Artikel IV 
sind zu streichen. 

Begründung 

Die vorgesehenen Änderungen gehen über die 
Zuständigkeit des Bundes hinaus; sie greifen in 
unzulässiger Weise in die Organisationsgewalt 
und die Gesetzgebungszuständigkeit der 
Länder auf dem Gebiet des Gemeindeverfas- 
simgsrechts ein. Außerdem bestehen gegen die 
vorgesehenen Änderungen verfassungspoliti- 
sche Bedenken, weil sie die Behördenorgani- 
sation innerhalb der Länder stören und die 
von den Ländern angestrebte Verwaltungs- 
vereinfachung erschweren. 

Die Streichung des Artikels IV Ist deshalb 
erforderlich, weil es sich bei den §§51 bis 59 
um Landesrecht gewordene Vorschriften han- 
delt. Eine Berechtigung des Bundes, das ge- 
samte Personenstandsgesetz als Bundesrecht 
neu bekanntzumachen, kann daher nicht an- 
erkannt werden. 

2. Zu Artikel I Nr. 58 

a) Die vorgesehene Neufassung des § 61 
Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

„(1) Einsicht in die Personenstands- 
bücher, Durchsicht dieser Bücher und Er- 
teilung von Personenstandsurkunden 
kann nur von den Behörden im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit und von Personen 
verlangt werden, auf die sich der Eintrag 
bezieht, sowie von deren Ehegatten, Vor- 
fahren und Abkömmlingen. Behörden ha- 
ben den Zweck anzugeben. Andere Per- 
sonen haben nur dann ein Recht auf 
Einsicht in die Personenstandsbücher, auf 
Durchsicht dieser Bücher und auf Ertei- 
lung von Personenstandsurkunden, wenn 
sie ein rechtliches Interesse glaubhaft ma- 
chen.“ 

b) In der vorgesehenen Neufassung des § 61 
Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „wenn sie 
ein rechtliches Interesse glaubhaft machen“ 
zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

In der Fassung des Bundestages wird die Er- 
teilung einer Auskunft aus den Personen- 


standsbüchern auch an Behörden von der 
Glaubhaftmachung eines rechtlichen Interes- 
ses abhängig gemacht. Das widerspricht dem 
Verwendungszweck dieser Personenstands- 
bücher, die in erster Linie Im Interesse der 
Allgemeinheit geführt werden. Behörden kann 
deshalb die Auskunft von den Standesbeam- 
ten nicht verweigert werden. Es erscheint 
jedoch sinnvoll, zu fordern, daß Behörden 
den Verwendungszweck angeben, für den sie 
die Auskunft benötigen, um einem Mißbrauch, 
vor allem einem hinter dem Siegel der Be- 
hörde versteckten privaten Interesse entge- 
genziiwirken. 

3. Zu Artikel I Nr. 67 

a) In § 68 ist Absatz 2 zu streichen. 

Absatz 3 wird Absatz 2. 

b) Es ist folgender neuer § 68 a einzufügen: 

„§ 68 a 

Die Ordnungswidrigkeiten nach den §§ 
67, 67 a und 68 könen mit einer Geld- 
buße geahndet werden,“ 

Der bisherige § 68 a wird § 68 b. 

Begründung zu a) und b) 
Notwendige Klarstellung im Hinblick auf die 
§§ 1 und 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten. 

4. Zu Artikel I Nr. 70 

Es ist folgender neuer § 69 e einzufügen: 

4 69 e 

Wenn auf Antrag eines Vertriebenen nach 
§ 15 a dieses Gesetzes das Familienbuch in- 
nerhalb von fünf Jahren nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes angelegt wird, trägt der 
Bund die Kosten der Anlegung. Der Bundes- 
minister des Innern wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern der Fi- 
nanzen und für Vertriebene durch Rechtsver- 
ordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, die zur Durchführung notwen- 
digen Vorschriften zu erlassen.“ 

Begründung 

Die Einfügung entspricht einem sachlichen 
Bedürfnis. Auf das Anliegen des Bundesrates 
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aus dem 1. Durchgang kann nicht verzichtet 
werden. 

5. Zu Artikel I Nr. 73 

In Absatz 1 Nr. 2 des eingefügten § 70 a 
sind die Worte „im Einvernehmen“ durch die 
Worte „im Benehmen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Nach Artikel 80 Abs. 1 GG können nur die 
dort genannten Stellen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen ermächtigt werden. Die Er- 
messensfreiheit dieser Stellen darf nicht da- 
durdi eingeschränkt werden, daß sie nur im 
Einvernehmen mit einer anderen Stelle han- 
deln können. Auch die den Religionsgesell- 
schaften gemäß Artikel 140 GG in Verbin- 
dung mit Artikel 136 bis 141 der Weimarer 
Verfassung gewährten verfassungsrechtlichen 
Garantien haben nicht die rechtliche Wirkung, 
daß die staatlichen Stellen nur im Einverneh- 
men mit den Religionsgesellschaften die Füh- 
rung und Aufbewahrung der Kirchenbücher 
regeln können (vgl. den entsprechenden Än- 
derungsvorschlag des Bundesrates beim 
1. Durchgang — Drucksache 848 Anlage 2 
Nr. 26 b) — und den letzten Absatz des 
Sdiriftlichen Berichts — Drucksache 2987). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu 
dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
im 1. Durchgang vermag nicht zu über- 
zeugen. Insbesondere kann der Ausgangs- 
punkt der Bundesregierung nicht anerkannt 
werden. Nur die Kirchenbücher stehen im Ei- 
gentum der Kirche und der Religionsgesell- 
sdiaftcn, nicht dagegen die Kirchenneben- 
register oder die Zweitschriften solcher Bü- 
dier. Diese sind vielmehr Eigentum des Staa- 
tes — soweit sie bei den Gerichten gelagert 
wurden — oder der Gemeinden — soweit 
sie dorthin von den Kirchen abgegeben 
worden sind. An der Aufbewahrung dieser 
Nebenregister und der Kirchenregister kön- 
nen daher die Kirchen und Religionsgesell- 
schaften nicht interessiert sein. Es kann des- 
halb schon zweifelhaft sein, ob in diesen Fäl- 
len das Benehmen mit den Kirchen und Reli- 
gionsgescllschaften gefordert werden kann. 
Sicherlich aber geht die Forderung nach einem 
Einvernehmen auch sachlich zu weit. 

Im übrigen wurden auch vor 1876 die Kir- 
chenbücher und ihre Nebenregister auf staat- 
liche Weisung geführt und sollten staatlichen 
Zwecken dienen. Es handelt sich insoweit also 
nicht um ausschließlich eigene Angelegenheiten 
der Religionsgesellschaften. Schließlich ist es 


im Interesse der Rechtssicherheit erforderlich, 
ciaß die Rechtsvorschriften mindestens für ein 
Land einheitlich ergehen. Eine Kirche oder 
Religionsgesellschaft, auch wenn sie über- 
haupt nur in geringem Maße interessiert ist, 
kann, wenn das Einvernehmen mit ihr er- 
forderlich ist, eine vernünftige und den mo- 
dernen Gegebenheiten angepaßte Regelung 
für das ganze Land unmöglich machen. 

6. Zu Artikel VI 

a) Artikel VI ist wie folgt neu zu fassen: 

„Artikel VI 

Artikel I Nr. 50 Buchstabe a, Nr. 56, 
aus Nr. 70 § 69 d, Nr. 72 und Nr. 73 tre- 
ten am Tage nach der Verkündung, die 
übrigen Bestimmungen am 1. Januar 1958 
in Kraft.“ 

b) In dem unter Nr. 14 eingefügten § 15 a 
Abs. 1 und in dem unter Nr. 72 neu ge- 
faßten § 70 Nr. 6 und 14 ist jeweils das 
Datum „1. Juli 1957“ durch das Datum 
„1. Januar 1958“, 

bei § 70 ferner in Nr. 1 das Datum „30. 
Juni 1957“ durch das Datum „31. De- 
zember 1957“ zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Zur Durchführung dieses Gesetzes ist der Er- 
laß zahlreicher Durchführungsvorschriften 
erforderlich, die bei Inkrafttreten des Geset- 
zes bereits vorliegen müssen. Dies macht es 
notwendig, daß die Ermächtigung zum Er- 
laß dieser Durchführungsvorschriften vor In- 
krafttreten der übrigen Bestimmungen in 
Kraft tritt, damit die ermächtigten Stellen in 
der Zwischenzeit die Vorschriften erlassen 
können. 

Infolge der Anrufung des Vermittlungsaus- 
schusses erscheint als Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der 1. Juli 1957 verfrüht. Es würde 
schwierig sein, bis zu diesem Zeitpunkt 
die Durchführungsvorschriften zu erlassen, 
vor allem aber die Standesbeamten mit den 
neuen Vorsdiriften so vertraut zu machen, 
daß vom ersten Tage ab Fehlerquellen ver- 
mieden werden. 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset- 
zes sollte deshalb der 1. Januar 1958 in Aus- 
sicht genommen werden. Dies hätte noch den 
Vorteil, daß der neue Rechtszustand zu 
einem Zeitpunkt beginnt, in dem die Bücher 
des Jahres 1957 abgeschlossen werden. Das 
würde in späteren Jahren eine Anwendung 
der Bücher wesentlich erleichtern. 
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